[image: Cover]
Leseprobe zu:
Seyla Benhabib
Kulturelle Vielfalt und demokratische Gleichheit
Politische Partizipation im Zeitalter der Globalisierung
Aus dem Amerikanischen von Ursula Gräfe

FISCHER E-Books
[image: Verlagslogo]

		Erfahren Sie mehr unter: www.fischerverlage.de

		Alle Rechte vorbehalten. Die Verwendung von Text und Bildern, auch auszugsweise, ist ohne schriftliche Zustimmung des Verlags urheberrechtswidrig und strafbar. Dies gilt insbesondere für die Vervielfältigung, Übersetzung oder die Verwendung in elektronischen Systemen.

		© S. Fischer Verlag GmbH, Frankfurt am Main

	
      Inhalt

      
         
            	Vorwort

            	I Strange multiplicity – Die Politik der Identität und Differenz im globalen Zusammenhang
               
                  	Essentialismus versus Konstruktivismus in den Sozialwissenschaften

                  	Die Grenzen der Dichotomie von Essentialismus und Konstruktivismus

               

            

            	II Politik der Verteilung versus Politik der Anerkennung
               
                  	Charles Taylors Ansatz und die Ambivalenzen in der Politik der Anerkennung

                  	Will Kymlickas Verteidigung des Rechts auf Kultur

                  	Skepsis gegenüber kulturellen Gruppenrechten

                  	Demokratie und Identität

               

            

            	III Zu Begriff und Institution der Staatsbürgerschaft
               
                  	Wer sind ›wir‹ im neuen Europa?

                  	Zum Begriff der Staatsbürgerschaft
                     
                        	Kollektive Identität:

                        	Privilegien politischer Partizipation:

                        	Soziale Rechte und Ansprüche:

                     

                  

                  	Der Erwerb der Staatsbürgerschaft

               

            

            	Schlußwort Für einen internationalen Konstitutionalismus
               
                  	Anmerkungen

               

            

         

      

   
Vorwort
Max Horkheimer veröffentlichte 1936 im fünften Band der Zeitschrift für Sozialforschung, deren Redaktion von Frankfurt nach Paris verlegt worden war, einen seiner großen Essays – »Egoismus und Freiheitsbewegung. Zur Anthropologie des bürgerlichen Zeitalters«.[1] Zusammen mit »Materialismus und Moral« gehört diese Abhandlung zu Horkheimers einsichtsvollsten Texten, in denen die philosophische Anthropologie der bürgerlichen Epoche durch genaue historische Schilderung und mit philosophischer Präzision analysiert wird. Im Mittelpunkt der Analyse stehen die Werke der großen Moralisten der bürgerlichen Epoche von Machiavelli bis Rousseau, von Adam Smith bis Jeremy Bentham. Horkheimer deckt die grundlegende ›Instabilität‹ der Kategorien bürgerlicher Anthropologie auf: Die Darstellung des Menschen als ein machthungriges Geschöpf – homo hominum lupus est –, das nicht nur vom Eigeninteresse, sondern auch vom Streben nach Selbsterhöhung und Eitelkeit getrieben wird, dominiert in der praktischen Philosophie. Daneben ist aber ein gegenteiliges Bild des Menschen ebenso präsent. Darin wird er als ein friedliches und wohlmeinendes Wesen geschildert, das vom legitimen Drang nach Selbsterhaltung geleitet ist. Rousseau nennt diese entgegengesetzten psychologischen Triebe l’amour propre – der Drang zur Selbsterhaltung – und l’amour de soi-même – die eitle Eigenliebe –, die er sorgfältigst unterschieden wissen möchte.[2] In einem ironischen Kommentar zur Ungenauigkeit von Benthams Utilitarismusprinzip fängt Horkheimer die ganze Zwiespältigkeit ein:
»Sein moralisches Grundprinzip ist dermaßen unbestimmt, daß zwei deutsche Philosophen es in genau entgegengesetzte Worte fassen. Nach W. Wundt […] besteht kein Zweifel, daß Bentham lehrte: ›Jeder tue, was ihm selbst nützlich ist.‹ Nach O. Kraus […] dagegen lautet es: ›Jeder mache sich so nützlich als möglich.‹ Der in diesem Begriff des Egoismus enthaltene Widerspruch löst sich auf, wenn man auf die Gesellschaft zurückgeht, deren Klassen er in verschiedener Weise betrifft.«[3]
Die dualistische philosophische Anthropologie der bürgerlichen Epoche liegt auch den moralischen und politischen Lehren der großen Philosophen zugrunde. Jeder Moralphilosoph dieser Epoche muß den offenen Egoismus legitimieren, der dem Individuum von den Institutionen des aufstrebenden, auf Wettbewerb basierenden Kapitalismus abverlangt wird, während er gleichzeitig die Erfordernisse des Altruismus und sozialer Solidarität respektieren muß. Wie lassen sich – um mit Mandeville zu sprechen – private Laster in öffentlichen Nutzen verwandeln? Die Moralphilosophie und die philosophische Anthropologie des Bürgertums artikulieren diese grundlegenden Widersprüche zwischen dem Individuellen und dem Allgemeinen. Adam Smiths Antwort auf Mandevilles Frage liegt jedoch in der Hoffnung, daß »unsichtbare« Mechanismen des kapitalistischen Marktes den Egoismus in Streben nach Erfolg, Eigennutz in Gemeinnutz verwandeln und unmittelbare Genüsse zugunsten künftiger Reichtümer sublimieren werden. Wie Hegel es ein Jahrhundert später ausdrücken sollte: »Die Arbeit hingegen ist gehemmte Begierde, aufgehaltenes Verschwinden, oder sie bildet.«[4]
Unter Anwendung der marxistischen Kategorien des Warentausches auf diese Situation erklärt Horkheimer: »In den stilleren Perioden der letzten Jahrhunderte konnte es bei oberflächlichem Zusehen scheinen, daß die Menschen sich dem moralischen Idealbild der Liebe und Hilfsbereitschaft anglichen oder wenigstens begännen, ihm ähnlicher zu werden. Die antagonistische Produktionsweise, in der das Prinzip der Kälte und Feindschaft notwendig die Wirklichkeit beherrscht, weil alle sich als Konkurrenten begegnen, entfaltete gegenüber den alten Formen der Gesellschaft seine positiven Seiten: Jeder weitere Schritt der Verwirklichung, jede Ausbreitung der Konkurrenz brachte schließlich Erleichterungen, lieferte stärkere Proben dafür, daß auf Grund des neuen Prinzips eigener Entscheidungen der Wirtschaftssubjekte das gesellschaftliche Leben in Gang gehalten werden konnte.«[5]
In den Jahren 1935–1936 entstanden, hatte diese rückblickende Analyse der bürgerlichen Moral und Anthropologie einen diagnostischen Charakter. Horkheimer ist bemüht, die Wurzeln der theoretischen Widersprüche, gesellschaftlichen Antagonismen und psychologischen Frustrationen freizulegen, die den bürgerlichen Individualismus schließlich in blinden Gehorsam gegenüber einer totalitären Bewegung verwandeln und zur Mobilisierung der Massen im Namen repressiver faschistischer Ideologien führen. Wie er es in der Zusammenfassung am Ende des Aufsatzes formuliert: »Daher versucht diese Untersuchung zu einem Verständnis der Gegenwart beizutragen, indem sie zeigt, daß einige ihrer erschreckenden psychologischen Phänomene nicht isoliert oder zufällig zustande kamen, sondern mit der gesamten Geschichte der Epoche in Zusammenhang stehen.«[6]
Ich habe nicht an diesen frühen Aufsatz Horkheimers erinnert, um seiner grundlegenden Analyse zuzustimmen. Horkheimers Diagnose der Instabilität bürgerlicher Moral verdankt sich, wie Georg Lukács’ Analyse der Verdinglichung, der marxistischen Auslegung des Doppelcharakters der Ware, die gleichzeitig einen abstrakten Tauschwert und einen konkreten Gebrauchswert hat. Die menschliche Arbeit, die in diese Ware investiert ist, beinhaltet ebenfalls den abstrakten – universalen – Wert der menschlichen Arbeitskraft sowie eine konkrete – besondere – Form der Aktivität, die von bestimmten Individuen zu bestimmten Zwecken ausgeführt wird. Nicht nur als Arbeiter und Produzenten von Waren, sondern auch als Konsumenten derselben reproduzieren Individuen durch ihre Tätigkeiten in der bürgerlichen Gesellschaft die Dichotomien zwischen dem Abstrakten und dem Konkreten, dem Universalen und dem Besonderen, Solidarität und Eigennutz, Altruismus und Egoismus.
Ungeachtet ihrer Brillanz und Aufschlußkraft, Aspekte des alltäglichen Bewußtseins in der modernen Welt zu erhellen, überzeugt diese Analyse heute nicht mehr. Denn das regulative Ideal einer Gesellschaft, in der das Individuum und das Universale versöhnt sind, in der die Ironie unbeabsichtigter Folgen im gesellschaftlichen Leben keine Rolle mehr spielt, in der das Abstrakte und das Konkrete eine harmonische Einheit bilden, ist nicht plausibel – weder auf epistemologischer noch auf politischer Ebene. Die Vernunft wird nicht mehr als die Fähigkeit angesehen, die Totalität des Wirklichen in ihren wahren Gestalten zu begreifen. Vielmehr ist die Vernunft eingebettet in fehlbare soziale, politische, epistemologische und kulturelle Verfahren der Argumentation, Rechtfertigung und Begründung. Der Weg von der aporetischen Kritik der instrumentellen Vernunft zur kommunikativen Rationalität ist nur allzu vertraut.[7] Er wird auch den Hintergrund vieler meiner Überlegungen bilden.
Auf politischer Ebene kann und sollte es keine Gesellschaft von solcher Transparenz geben, daß unbeabsichtigte Folgen gesellschaftlichen Handelns von sozialen Technokraten vorhergesehen, geplant und koordiniert werden könnten. Das Ideal des Gothaer Programms – »Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen!« (Marx) – ist als Prinzip wirtschaftlicher und sozialer Verteilung irrelevant. Bestenfalls erlaubt es uns die ideale Vorstellung von einer solidarischen Gesellschaft, in der Bedürfnisse und Fähigkeiten zu einer Kommensurabilität gelangen können – natürlich viel mehr, als es heute der Fall ist.
Dennoch inspirieren diese frühen Essays von Horkheimer durch ihre aufschlußreiche Methodologie, indem sie hervorragend das Hegelsche Prinzip illustrieren, demzufolge jede Philosophie ihre eigene Zeit in Gedanken gefaßt darstellt. Im Kontext kritischer Gesellschaftstheorie könnte man auch sagen, »alle Kritik ist Kritik der Gegenwart«, und kritisches Denken muß seine Haltung aus den Widersprüchen und Möglichkeiten der Gegenwart beziehen. Immer noch anregend an diesen Essays ist vor allem auch die Synthese interdisziplinärer Ansätze. Die Methoden begrifflicher philosophischer Analyse werden mit makro-perspektivischen Deutungen von Gesellschaft und Wirtschaft kombiniert. Historische Schilderung und Kulturanthropologie runden das Bild der politischen Psychologie und des Charakters bürgerlicher Führer und ihres Verhältnisses zu den Massen ab.
Heute erscheint dieses Ideal der »interdisziplinären Sozialforschung«[8], das vor kaum zwanzig Jahren eine Generation von kritischen Theoretikern zutiefst bewegte, weiter entfernt denn je. Während die Wissenschaft sich ihren eigenen Problemen zugewandt hat und die Hoffnungen auf radikalen sozialen Wandel fast überall zerstört scheinen, während Nationalismus, ethnische Auseinandersetzungen und ›Säuberungen‹, Massaker und kulturelle Bürgerkriege unseren Horizont verdunkeln, scheint es, daß auch wir, wie die Intellektuellen der Weimarer Zeit, von einstiger Militanz zum Pessimismus überwechseln, von interdisziplinärer Sozialforschung zu negativer Dialektik. Dennoch tritt die kritische Gesellschaftstheorie noch immer für den Versuch ein, die Gegenwart kritisch zu überdenken und zu ergründen. Dazu müssen normative Einsichten und soziologische Analysen in eine sinnvolle Synthese gebracht werden. Diese Aufgabe habe ich mir im folgenden Beitrag zum Thema »Kulturelle Vielfalt und demokratische Gleichheit. Politische Partizipation im Zeitalter der Globalisierung« vorgenommen.
 
Das vorliegende Buch stellt die überarbeitete Fassung der im Juni 1997 in Frankfurt am Main gehaltenen Max Horkheimer Vorlesungen dar. Ich bedanke mich sehr herzlich beim S. Fischer Verlag und beim Fachbereich Philosophie der Universität Frankfurt für diese Einladung. Für kritische Anregungen bin ich Carolin Emcke, Rainer Forst, Sayres S. Rudy und Herlinde Pauer-Studer zu Dank verpflichtet. Mein besonderer Dank gilt Karin Wördemann, die wesentlich zum Zustandekommen der vorliegenden deutschen Fassung meines Textes beigetragen hat.

I  Strange multiplicity –  
Die Politik der Identität und Differenz im globalen Zusammenhang
In seinem bemerkenswerten Buch Strange Multiplicity. Constitutionalism in an Age of Diversity versucht der kanadische Philosoph James Tully, die Tradition des europäischen Konstitutionalismus im Licht zeitgenössischer Entwicklungen, die manchmal als »Politik der Anerkennung«, manchmal als »Politik der Identität/Differenz« bezeichnet werden, neu zu bewerten. Tully stellt die Frage: »Kann eine moderne Verfassung kulturelle Verschiedenheit anerkennen und berücksichtigen?« Das ist »eine der schwierigsten und dringendsten Fragen des politischen Zeitalters, in das wir mit dem Beginn des 21. Jahrhunderts eintreten«.[9]
James Tully gehört zu einer Reihe zeitgenössischer politischer Philosophen, die gemeinsam mit Charles Taylor und Will Kymlicka von der separatistischen Bewegung der Québécois inspiriert und provoziert wurden, die politische Kultur des demokratischen Liberalismus zu überdenken und, um mit Kymlicka zu sprechen, eine »Theorie der kulturellen Minoritäten« zu formulieren. Klarheit über diese neue Politik der Identität/Differenz zu gewinnen ist meiner Ansicht nach die Aufgabe zeitgenössischer kritischer Gesellschaftstheorie. Ich denke jedoch, daß die Konzentration auf den Fall Québec und dessen beherrschende Rolle in den jüngsten Diskussionen unsere Perspektive eingeengt und die Betrachtung neuer Denkstrategien im Lichte globaler Entwicklungen verhindert hat. Das Ergebnis ist ein ›voreiliger Normativismus‹ in der Auseinandersetzung, das heißt eine verfrühte Reifizierung vorausgesetzter Gruppenidentitäten, mangelnde Auseinandersetzung mit der Bedeutung von kultureller Identität überhaupt und eine Abkehr von der soziologischen und historischen Literatur über diese Themen, die gegenwärtig von einem methodologischen ›Konstruktivismus‹ dominiert werden. Ziel dieses Kapitels ist es, den Blick auf die Problematik von Identität und Differenz zu erweitern, indem ich zunächst den Gegensatz ›Essentialismus / Konstruktivismus‹ in den Gesellschaftswissenschaften untersuche, um daraus schließlich normative Schlüsse für die politische Kultur liberaler Demokratien zu ziehen.
 
Seit dem Ende der Polarisierung der Supermächte und des Kalten Krieges 1989 haben sich schwindelerregende Veränderungen auf der europäischen Landkarte vollzogen. Dienten die Begriffe ›Ost‹ und ›West‹ im 19. Jahrhundert noch der Trennung Europas vom ›Orient‹, so standen ›Ost‹ und ›West‹ nach dem Zweiten Weltkrieg für zwei Regime, deren Trennung Europa in der Mitte zerriß und Berlin zur geteilten Stadt machte. Mit der Etablierung des Kommunismus in Ost- und Mitteleuropa verschob sich der Osten westwärts. Andernfalls hätte es keinen Sinn gehabt zu behaupten, Prag läge in Osteuropa, da diese Stadt doch westlicher liegt als Wien. Die Termini ›Ost‹- und ›Westeuropa‹ bezeichneten bis 1989 eher eine geopolitische als eine geographische Abgrenzung: eine geopolitische Abgrenzung, die die Realitäten des Kalten Krieges als geographische erscheinen ließ. Der Antagonismus der Regime wurde durch naturalistische Bezeichnungen unterstrichen: der Osten – ›sie‹ – gegen den Westen – ›uns‹. 1989 demonstrierte unter anderem die Willkür einer Umsetzung politischer Differenzen in quasi naturgemäße Grenzen.
Die gegenwärtige Lage ist gekennzeichnet durch die allmähliche Auflösung all dieser naturalistischen Begriffe in den Bereichen der Politik und Kultur und durch den verzweifelten Versuch, sie wiederherzustellen. Nicht nur in Europa, sondern auch andernorts sind im Augenblick gegenläufige Tendenzen wahrnehmbar: Die rasant voranschreitende Globalisierung, die globale materielle Kultur, die die Welt von Hongkong bis Lima, von Pretoria bis Helsinki überzieht, die weltweite Integration auf den Gebieten der Wirtschaft und der Finanzen, der Kommunikation und des Transports, des Militärs und des Tourismus sind begleitet von kultureller und kollektiver Desintegration. Indien und die Türkei, die zu den ältesten Demokratien der ›dritten Welt‹ gehören, sind in Kämpfe verstrickt, die das politische Projekt säkularer repräsentativer Demokratie insgesamt in Frage stellen. Es ist wohl kaum nötig, den Bürgerkrieg im ehemaligen Jugoslawien, die Zerstörung von Tschetschenien durch die Russen, die schwelenden nationalen Konflikte in Aserbaidschan, Armenien, Mazedonien und Griechenland, die fortwährenden Massaker in Ruanda und in der Demokratischen Republik Kongo (bis 1997 Zaire) in diesem Zusammenhang besonders zu erwähnen. Die globale Integration verläuft parallel zu einer soziokulturellen Auflösung und dem Wiederaufflammen ethnischer, nationalistischer, religiöser und kultureller Separationsbestrebungen, weist also eine soziale Dynamik auf, die wir noch kaum verstanden haben.[10] Der globale Trend zur Demokratisierung existiert tatsächlich. Aber ebenso real feststellbar sind die Widerstände und Antagonismen, die sich gegen diesen Trend im Namen vielfältiger Differenzen – ethnischer, nationaler, linguistischer, religiöser und kultureller Natur – behaupten. Wir erleben auf der ganzen Welt das Wiedererstarken einer Politik, die um die Anerkennung kollektiver Formen von Identität kämpft.
Wenn man diesen größeren Zusammenhang einer Globalisierung betrachtet, die von fortschreitender Fragmentierung begleitet ist, sind die politischen Auseinandersetzungen der Gegenwart weit vielfältiger und konfliktträchtiger, als es die punktuelle Befassung mit dem Beispiel Québec vermuten lassen würde. Die politischen Kämpfe, die in aller Welt um die Anerkennung von Identitäten oder die Bestätigung von Differenzen geführt werden, können in drei Kategorien unterteilt werden:
	Der Begriff einer Politik der ›Identität‹ ging ursprünglich aus den Erfahrungen hervor, die die neuen sozialen Bewegungen Ende der siebziger und Anfang der achtziger Jahre in den kapitalistischen westlichen Demokratien machten. Frauen- und Umweltbewegung sowie die Forderungen nach ethnischer und sprachlicher Autonomie und gleichen Rechten für Homosexuelle galten als Ausdruck postmaterialistischer Werte (Ronald Inglehart)[11] und wurden als Signale für einen Wechsel von der gesellschaftlichen Verteilungsproblematik zu einer Beschäftigung mit der Grammatik der Lebensformen (Jürgen Habermas) verstanden.[12] Die Erfahrungen der neuen sozialen Bewegungen bewirkten, daß sich die Charakteristik der als politisch angesehen Problemlagen stark veränderte. Der Kampf um Wohlstand und Machtpositionen, der die Politik des Bürgertums und der Arbeiterklasse das ganze 19. Jahrhundert und die erste Hälfte des 20. Jahrhunderts hindurch geprägt hatte, wurde von den Auseinandersetzungen um Frauenrechte, Homosexualität, Ökologie und die Folgen neuer medizinischer Technologien sowie von der Frage nach ethnischem und sprachlichem Selbstbewußtsein abgelöst (in der amerikanischen Umgangssprache wurde dieses politische Spektrum als »Regenbogenkoalition« bezeichnet). Die neuen Themen wurden auch von neuen Gruppen politischer Akteure vertreten: Aktivistinnen locker vernetzter Frauengruppen, Farbige, Homosexuelle und besorgte Bürger. Es erfolgte eine Verschiebung der Aktivität von der Parteipolitik zu politischen Protestbewegungen. Das Schlagwort »Strategie oder Identität« charakterisierte treffend diesen Wandel in der Politik der westlichen kapitalistischen Demokratien.[13]

	Die sozialen Bewegungen stellen den konstitutionellen Rahmen und die Identitätsgrenzen des politischen Gemeinwesens in den westlichen Demokratien nicht in Frage, wohingegen kultureller, sprachlicher, ethnischer und religiöser Separatismus gerade diese Grenzziehungen herausfordert. Als Beispiele für separatistische Bewegungen können die Québécois in Kanada sowie das Streben der Ureinwohner Kanadas nach mehr Selbstbestimmung dienen. Eine erfolgreich durchgeführte kulturelle Trennung auf der Grundlage eines verfassungsrechtlichen Kompromisses besteht zur Zeit zwischen der spanischen Zentralregierung und der Provinz Katalonien. Auf der anderen Seite ist die baskische Separatistenbewegung ein Musterbeispiel für einen andauernden ethnischen, sprachlichen und regionalen Konflikt. Der Kampf um die sprachlichen, kulturellen und territorialen Rechte der Kurden, der auf verschiedene Weise die Türkei, den Iran und den Irak betrifft, ist ebenfalls ein besonders eindringliches Beispiel für Separatismus. In einigen Fällen, wie dem der Québécois-Bewegung und der Bewegung für kulturelle Rechte in Katalonien, zielen die Auseinandersetzungen auf eine konstitutionelle Einigung und einen Kompromiß innerhalb der Grenzen eines existierenden souveränen Nationalstaates; andere Bewegungen, wie die ETA, IRA und PKK, haben die Zerstörung oder Umgestaltung existierender Formen von Souveränität zum Ziel. Ich werde solche politischen Bewegungen, die umfassendere konstitutionelle Veränderungen fordern als die neuen sozialen Bewegungen, aber weniger als voll entwickelte nationalistische Bewegungen, Bewegungen für multi- oder plurikulturelle Regierungsformen nennen. Der Libanon vor seiner Zerstörung in den siebziger Jahren, die heutigen Staaten Schweiz, Belgien, Niederlande und Kanada sind typische Beispiele für solche plurikulturellen Regierungsformen.

	Wie die irische, die kurdische, die baskische und die Québécois-Befreiungsbewegung zeigen, ist die Grenze, die den Kampf um plurikulturelle Regierungsformen vom Nationalismus trennt, nicht immer stabil und eindeutig. Ich folge Ernest Gellner in seiner Definition des Nationalismus als einer Form der politischen Legitimität, »derzufolge sich die ethnischen Grenzen nicht mit den politischen überschneiden dürfen; insbesondere dürfen innerhalb eines Staates keine ethnischen Grenzen die Machthaber von den Beherrschten trennen«.[14] Oder einfacher ausgedrückt, der Nationalismus ist eine kollektive Ideologie, die verlangt, daß das Volk in einem bestimmten Staat ethnisch, religiös und sprachlich eine homogene Mehrheit bildet. Dieser Nationalismus sieht im Staat die Willensäußerung dieses Volkes in seiner Eigenschaft als distinkte Nation; weiterhin soll jedes Volk, das eine Nation bildet, einen eigenen souveränen Staat haben. Der Nationalismus ist eine äußerst mächtige Ideologie, die in der einen oder anderen Form mit der Entstehung der modernen Staatsform überhaupt einhergegangen ist.
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